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Deutsche Gesellschaft für Öffentliche Gesundheit & Bevölkerungsmedizin (DGÖGB) 

Stellungnahme 
23.10.2023 
 
zur geplanten Änderung des Abkommens über die Errichtung und Finanzierung 
der Akademie für Öffentliches Gesundheitswesen in Düsseldorf 
 

Die Akademie für Öffentliches Gesundheitswesen (AÖGW) ist die zentrale 
Weiterbildungsstätte für die Kurs-Weiterbildung zur Fachärztin:Facharzt für Öffentliches 
Gesundheitswesen und die ärztliche Fortbildung im Bereich Bevölkerungsmedizin. Der von 
der Ärztekammer Nordrhein anerkannte theoretische Weiterbildungskurs der AÖGW ist ein 
obligater Bestandteil der ärztlichen Weiterbildungsordnung der Ärztekammern. 
Das für die AÖGW verantwortliche Kuratorium plant in seiner Novembersitzung über eine 
Änderung des Staatsvertrages zu befinden, die den Weiterbildungsauftrag der Akademie 
gänzlich in Frage stellt. 
Im Herbst 2021 beschloss das Kuratorium der Akademie für Öffentliches Gesundheitswesen, 
erstmalig in der Geschichte der AÖGW Änderungen am Staatsabkommen vorzunehmen. Die 
wesentlichen Änderungen hat das Kuratorium der Akademie bei der Qualifikation der 
Akademieleitung eingeführt. Die Änderung sieht vor, dass zukünftig die Qualifikation als 
Fachärztin/Facharzt für Öffentliches Gesundheitswesen keine notwendige Voraussetzung für 
das Amt der Präsidentin/des Präsidenten der AÖGW ist. Die Änderungen des zukünftigen 
Staatsabkommens sollen im November 2023 finalisiert werden. 
Das Kuratorium argumentiert zu den Änderungen des Abkommens über die Errichtung und 
Finanzierung der AÖGW, dass durch die Aufgabenvielfalt und die notwendige 
Interprofessionalität des Öffentlichen Gesundheitsdienstes auf Leitungsebene auch andere 
Qualifikationen vertreten sein könnten.  
Die Deutsche Gesellschaft für Öffentliche Gesundheit & Bevölkerungsmedizin beurteilt 
die vorgesehenen Änderungen zur Leitung der AÖGW als besorgniserregend und sieht 
darin erhebliche Risiken: 

• Der theoretische Weiterbildungskurs an der AÖGW ist ein obligater Bestandteil der 
ärztlichen Weiterbildung zum Facharzt:Fachärztin. Die notwendige ärztliche 
Kompetenz kann naturgemäß nur durch eine ärztliche Leitung der AÖGW sichergestellt 
werden. 

• Die geplante Änderung gefährdet die ärztliche Weiterbildung z. Fachärztin:Facharzt für 
Öffentliches Gesundheitswesen und schwächt systematisch die ärztliche Kompetenz 
in den Gesundheitsämtern und dem Öffentlichen Gesundheitsdienst insgesamt. 

• Die Änderung am Staatsabkommen wurden ohne transparente Beteiligung relevanter 
Fachgesellschaften und Berufsvertretung vorgenommen. 

• Die rechtlichen Bewertungen der initiierten Änderungen werfen weitere Fragen an das 
für das Gesundheitswesen zuständige Ministerium von Nordrhein-Westfalen und die 
verantwortliche Ärztekammer Nordrhein auf, die vor dem Abschluss des Verfahrens der 
Änderungen der Klärung bedürfen. 

• Bisher wurde die Position der Leitung der AÖWG mit der Beamtenbesoldungsgruppe 
B3 nicht ausgeschrieben. Insofern ist die Argumentation des Kuratoriums, die 
Leitungsposition sei ärztlich nicht besetzbar, schlichtweg falsch. 

• Es besteht die Gefahr eines Vertrauensverlust in der Bevölkerung. 
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Um den Weiterbildungsauftrag der AÖGW sicherzustellen, fachärztlich zu stärken und 
zukünftig ausbauen zu können, empfiehlt die Deutschen Gesellschaft für Öffentliche 
Gesundheit & Bevölkerungsmedizin dem Kuratorium der Akademie, dem über die 
Akademie Rechtsaufsicht führenden Ministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales des 
Landes Nordrhein-Westfalen und der verantwortlichen Ärztekammer Nordrhein: 

1. Vollumfängliche Prüfung der rechtlichen Konsequenzen durch die Änderungen 
des Abkommens über die Errichtung und Finanzierung der Akademie für Öffentliches 
Gesundheitswesen in Düsseldorf, 

2. Einbindung der Ärztekammern, relevanter medizinische Fachgesellschaften und 
Berufsvertretungen in die Bewertung der Änderungen im Rahmen eines 
transparenten Beteiligungsprozesses und 

3. Ausrichtung der fachärztlichen Weiterbildung, sowie der Ausbildung aller im 
Öffentlichen Gesundheitsdienst tätigen Berufsgruppen, nach den höchstmöglichen 
fachlichen Qualifikationen und Sicherstellung dieses Auftrags durch eine 
fachärztliche Leitung der Akademie 
 

Die Deutsche Gesellschaft für Öffentliche Gesundheit & Bevölkerungsmedizin weist 
darauf hin, dass es eine Fehlannahme ist, davon auszugehen, dass nur im Bereich des 
Öffentlichen Gesundheitswesens eine bemerkenswerte Interprofessionalität bestünde. Dies ist 
vielmehr für die weitaus meisten medizinischen Einrichtungen wie Universitätskliniken, 
Krankenhäuser oder Arztpraxen der Fall. Damit ist Interprofessionalität kein 
Alleinstellungsmerkmal des Öffentlichen Gesundheitsdienstes und bedarf somit auch nicht 
eines Sonderweges innerhalb des Gesundheitssystems. Allein aufgrund der 
Weiterbildungsberechtigung für die fachärztliche Prüfung ist eine entsprechende medizinische 
Leitung der Akademie mit Facharztqualifikation Ärztin/Arzt für Öffentliches Gesundheitswesen 
unabdingbar. 
Die Deutsche Gesellschaft für Öffentliche Gesundheit & Bevölkerungsmedizin stellt klar, 
dass für hoheitliche Aufgaben in den Gesundheitsämtern Ärztinnen und Ärzte unabdingbar 
sind. Insofern liegt es im politischen Interesse, dass sich die AÖGW an den Bedarf der 
öffentlichen Gesundheitsversorgung orientiert und diesen sicherstellt. Die Gesundheitsämter 
mit ihren Ärztinnen und Ärzten genießen ein hohes Vertrauen bei den Bürgerinnnen und 
Bürgern, dieses hohe Gut der staatlichen Behörden sollte nicht leichtfertig aufs Spiel gesetzt 
werden. 
 
 
für die Deutschen Gesellschaft für Öffentliche Gesundheit & Bevölkerungsmedizin 
Prof. Dr. Dr. med. Renè Gottschalk, Vorsitzender 
PD Dr. med. Benedikt Lampl, stellvertretender Vorsitzender 
 
Kontakt: Vorstand.DeutscheGesellschaft@bevoelkerungsmedizin.de 


